
Solidarische Stadt 
Köln

Eine Stadt 
für alle.

Die gemeinsamen Forderungen 
der Solidarischen Städte in 
Deutschland lauten:
Jede Person, die in einer Stadt lebt 

  soll Recht auf Daseinsgrundversorgung haben

  soll Zugang zu Infrastrukturen der Stadt 
haben 

  soll an Bildung und Weiterbildung 
partizipieren können  

  soll medizinische Beratung und Versorgung in 
Anspruch nehmen können

  soll politisch mitbestimmen dürfen

  soll das Recht auf kulturelle Teilhabe besitzen

  soll das Recht zu bleiben haben!

...und diese Rechte sollen unabhängig vom
jeweiligen Aufenthaltsstatus der Person sein.

Mitmachen bei der 
Solidarischen Stadt:
Die Solidarische Stadt wächst von unten. Sie besteht 
aus einem Netzwerk aus neuen und alten Kölner*innen, 
gefl üchteten Menschen, Ehrenamtler*innen in den Vee-
deln, Vertreter*innen von sozialen Organisationen und 
Behörden, Politiker*innen und anderen Bürger*innen, 
die die schlechte Lebenssituation von Menschen mit 
unsicherem Aufenthaltsstatus nicht akzeptieren wollen.

Wir freuen uns über Ihre Unterstützung. Kommen Sie 
zu einem unserer nächsten Treff en oder zu unseren 
Aktionen. Informieren Sie sich über die Möglichkeiten, 
wie Menschen ohne Aufenthaltstitel geschützt und 
Ermessensspielräume genutzt werden können. Unter-
stützen Sie die Solidarische Stadt Köln mit einer eige-
nen Idee, allein oder gemeinsam mit Ihrem Betrieb, 
Ihrem Verein, Ihrer Schule...

Illegalisierung von Personen und deren Aus-
schluss ist keine Lösung, sondern das Problem!

Die Solidarische Stadt Köln ist Teil eines 
weltweiten Netzwerks

Solidarische Städte sind eine alte Idee. Schon im Alten 
Testament werden Städte genannt, die Schutz vor Krieg 
und Verfolgung gewähren.

Heute bilden Solidarische Städte ein weltweites Netzwerk 
mit unterschiedlichen Namen: sanctuary city, solidarity 
city, ville sanctuaires, ciudad santuario, Zufl uchtsstadt...

Vor allem in den USA und Kanada sind sie weit verbreitet. 
Mehr als 300 Städte in Nordamerika, darunter Toronto, 
New York, Washington und Los Angeles haben City ID 
Cards eingeführt, kostenlose Krankenversorgung sicher-
gestellt oder verweigern Abschiebungen, in dem die 
lokale Polizei nicht an ihnen mitwirkt. Auch in Europa 
gibt es Solidarische Städte, z.B. in Italien, England, 
Spanien oder der Schweiz.

Jetzt wachsen die Solidarischen Städte auch in 
Deutschland: In Augsburg, Berlin, Bremen, Frank-
furt, Freiburg, Göttingen, Hamburg, Hanau, Hanno-
ver, Leipzig, Münster, Osnabrück und nun auch in 
Köln sind Initiativen für die Solidarische Stadt ent-
standen.

Kontakt und weitere Infos:
rechtaufasyl@gmx.de (AG-Bleiben)
       facebook.com/SolCityCologne/

https://solidarity-city.eu/de/city/koeln/
(Website aller Solidarity-City-Initiativen in Deutschland)
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Was ist die Solidarische Stadt Köln?

Die Idee ist einfach: In der Solidarischen Stadt Köln leben 
alle ihre Bewohner*innen frei und ohne Angst. Sie kön-
nen hier wohnen, aufwachsen, arbeiten und alt werden. 
Unabhängig von ihrem Pass, ihrem Aufenthaltsstatus und 
ihren fi nanziellen Möglichkeiten erhalten sie Zugang zu 
Bildung und medizinischer Versorgung und gestalten das 
Stadtleben politisch mit. In der Solidarischen Stadt wer-
den die Menschenrechte geschützt und niemand muss 
Angst davor haben, abgeschoben zu werden.

Deswegen setzt sich die Solidarische Stadt Köln für 
das Aufenthalts- und Bleiberecht der hier lebenden 
Menschen ein und verbessert die Lebensbedingungen 
der Stadtbewohner*innen mit unsicheren Aufenthalts-
titeln. Es ist hier in Köln, wo Menschen der Zugang zu 
Papieren, Wohnungen, Bildung, Arbeitsstellen und zu 
Sozial- und Gesundheitsleistungen gewährt oder ver-
wehrt wird. Gemeinsam wollen wir daran arbeiten, dass 
alle Kölner*innen Zugang zu dem erhalten, was sie zum 
Leben benötigen.

Wie erreichen wir das?

  Wir setzen uns gegen die Abschiebung unserer 
Mitbürger*innen ein.

  Wir treten für die Grundrechter aller Kölner*innen ein: 
Wohnen, Bildung, Arbeit, Gesundheit, Sicherheit und 
Freiheit.

  Wir verbessern den Zugang von Menschen mit 
unsicherem Aufenthaltsstatus zu den Diensten und 
Ressourcen der Stadt.

  Wir vernetzen uns: In Veedeln und Vereinen, in Institu-
tionen und Verwaltung, bei Arbeitgebern und Gewerk-
schaften, überall gibt es Menschen, die die Spaltung 
der Stadtgesellschaft in »Legale«, »Geduldete« und 
»Illegalisierte« in Ein- und Ausgeschlossene nicht 
akzeptieren.

  Wir benennen die Ursachen der Migration: globale 
Ausbeutung, Kriege, Ungleichheit und Missstände, an 
denen Deutschland Anteil hat. Migration ist ein Recht.

  Wir handeln gemeinsam: Menschen mit und ohne 
Aufenthaltsrecht, Menschen, die schon immer oder 
erst seit kurzem in Köln leben. Gemeinsam wollen wir 
die Stimme derjenigen stärken, die vom Ausschluss 
betroff en sind.

Was heißt das konkret?

  Im Januar 2017 rufen der Rom e.V., der Kölner 
Flüchtlingsrat sowie der Kölner Runde Tisch für Inte-
gration in einer gemeinsamen Initiative dazu auf, 
den rund 5000 langjährig Geduldeten in Köln Bleibe-
recht einzuräumen. Im Hauptausschuss des Rats der 
Stadt Köln beschließt daraufh in eine breite Koali-
tion, Initiativen zu fördern, die sich für eine sichere 
Aufenthaltsperspektive dieser Menschen einsetzen.
  »Afghanistan ist nicht sicher: Keine Abschiebungen 

nach Afghanistan aus Köln« lautet im Juli 2017 
ein Antrag der Piraten im Kölner Rat. Daraufh in 
beschließt der Hauptausschuss die Stadtverwaltung 
aufzufordern, keine Abschiebungen nach Afgha-
nistan durchzuführen.
  Viele Bürger*innen und Organisationen in Köln 

arbeiten schon heute nach der Devise der Solida-
rischen Stadt: »Don't ask, don't tell«. Sie ignorieren 
aktiv den Aufenthaltsstatus, um Menschen Zugang 
zu wichtigen Grundgütern zu gewährleisten. Behör-
den, Schulen, Unterkünfte und Arztpraxen sind 
nicht verpfl ichtet, den Aufenthaltsstatus abzufragen 
oder weiterzugeben.
  Die Clearingstelle Gesundheit vermittelt Menschen 

ohne Papiere medizinische Behandlungsmöglich-
keiten. Zu einem Solidarischen Köln gehört, dass ihr 
Angebot ausgebaut und verstetigt wird. 
  Seit November 2016 zieht die Initiative »Wohnen 

Wagen« durch die Stadt. Sie macht darauf auf-
merksam, dass die Wohnungsnot und die stei-
genden Mieten alle betreff en: Neukölner*innen 
und Altkölner*innen. Im Solidarischen Köln gibt es 
bezahlbare Wohnungen für alle.
  Auch in Köln leben Menschen im Kirchenasyl. 

Gemeinden stützen die Rechte von Familien und 
Einzelpersonen, die offi  zielle Institutionen ihnen ver-
wehren. Seit 20 Jahren sorgen Kölner*innen dafür, 
dass durch diese Form des zivilen Ungehorsams 
Menschen vor Abschiebung geschützt werden.

Das sind alles Beispiele für ein bereits gelebtes
»Solidarisches Köln«. Noch viele andere sind möglich.

Eine Stadt 
für alle.

Köln war schon immer eine Stadt, in der Menschen von 
nah und fern auf der Suche nach Frieden und einem 
besseren Leben Zufl ucht gefunden haben. Wir wollen, 
dass das so bleibt. Wir wollen Kölner*innen nicht in 
Menschen erster und zweiter Klasse unterteilen.


